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4 1. PRÄAMBEL 

2,2 Millionen Bundesbürgerlinnen haben am 
6. März 1983 dafür gesorgt, daß im Bundestag eine 
wirkliche Oppositionspartei vertreten ist, die 
grundlegende Alternative zum zerstörerischen Kurs 
der Altparteien zu bieten hat: Die Partei DIE 
GRÜNEN. 

Das wurde weltweit als Signal wahrgenommen. 
Die Zahl der Menschen war deutlich angewachsen, 
die den machtorientierten Altparteien den Rücken 
kehrten, weil sie - getragen von einem neuen, er­
weiterten Verantwortungsbewußtsein für die be­
drohten Entwicklungsbedingungen der Menschen 
und der Natur - nach neuen Wegen aus der Gefahr 
suchten. Viele hatten sich schon in der Friedensbe­
wegung, der Ökologiebewegung, der Frauen- und 
Anti-AKW-Bewegung auf den Weg gemacht. 
Seit dem 26. April 1986, dem Tag der Atomkata­
strophe von Tschernobyl, ist unser Leben nicht 
mehr so, wie es war. Wir werden neu definieren 
müssen, was ein "normales Leben" ist. Es ist ein 
Moment in der Geschichte eingetreten, in dem wir 
uns nichts so sehr wünschten, als daß wir nicht 
Recht behalten hätten. 

In den vergangenen vier Jahren haben DIE 
GRÜNEN IM BUNDESTAG ihren Handlungs­
spielraum genutzt: 
• Abhängigkeiten der Altparteien vom großen Geld 
einiger Industriekonzerne wurden offenkundig. Der 
Bundestagspräsident und ein Minister mußten aus­
gewechselt werden. 
• Die "grüne" Tarnung der Regierungsparteien 
wurde im Fall Buschhaus weggezogen. 
• Spätestens beim Durchpeitschen der sogenannten 
"Sicherheitsgesetze" wurde aktenkundig, daß die 
FDP ihre Rolle als "Partei der Bürgerrechte" verlo­
ren und an DIE GRüNEN abgegeben hat. 
• Auch die SPD wurde durch GRüNE Initiativen 
zum Straßenbau und zur Aussperrung sowie in Ab­
stimmungen zum Militärhaushalt gezwungen, 
Farbe zu bekennen: Gegen ökologische, soziale, 
demokratische und friedenspolitische Interessen 
schlug sie sich faktisch auf die Seite der Regierung. 
• Der ,,weiberrat" (Feminat) der GRüNEN IM 
BUNDESTAG, ein Fraktionsvorstand, der aus­
schließlich aus Frauen bestand, setzte ganz neue 
Akzente in der Politik: Frauen bestimmten die Poli­
tik, und zwar in allen Bereichen. 
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• Menschen, für die der wirtschaftliche Auf­
schwung faktisch sozialer Abschwung bedeutet, 
konnten ihre Interessen z.T durch eigene Vertreter! 
innen nachdrücklich repräsentiert sehen. 
• Benachteiligte Gruppen, die zuvor totgeschwie­

gen wurden, kamen plötzlich im Bundestag zu
 
Wort.
 

Allerdings konnten die 28 Abgeordneten der 
GRüNEN im Bundestag verhängnisvolle .Weichen­
stellungen nicht verhindern. Sozialer Abbau, die 
weitere Aushöhlung von Arbeitnehmer!innen­
Rechten (§ 116), Raketenstationierung und "Sicher­
heitsgesetze" wurden gegen den Widerstand der 
GRüNEN und weiter Teile der Bevölkerung durch­
gesetzt. 

Dennoch gibt es zu den GRüNEN keine Altena­
tive. Bei der Bundestagswahl1987 kommt es darauf 
an, daß DIE GRüNEN möglichst gestärkt in den 
Bundestag einziehen. Den Parteien der Rüstung, 
der umweltzerstörenden Industrie und des Filzes 
darf das Feld nicht wieder - wie vor 1983 - alleine 
überlassen werden! 

Aber selbst eine deutlich gestärkte Fraktion der 
GRüNEN IM BUNDESTAG nach der Wahl '87 
wird es schwer haben, gegen alle Widerstände dem 
schwerfälligen Industriegiganten Bundesrepublik 

. deutliche Kurskorrekturen beizubringen. 
Der Erfolg der GRÜNEN basiert auf einem 

wachsenden Willen der Bürger/innen, ihr Leben 
selbst zu bestimmen. Diese Entwicklung verlangt 
nach einer korrekten Rechtsform, mit der die 
Macht politischer Entscheidungen in einzelnen 
wichtigen Fragen an die Betroffenen zurückgegeben 
wird. Aus diesem Grunde setzen wir uns für eine 
notwendige zwe.ite Möglichkeit im Gesetzgebungs~ 

verfahren ein: für den verbindlichen Volksentscheid 
als Mittel direkter Demokratie. Das bedeutet: Über 
Volksbegehren zum Volksentscheid soll es allein der 
ganzen Bevölkerung vorbehalten sein, von unten in 
einzelnen Sachfragen Kurskorrekturen und neue 
Maßgaben für die Regierung einzuleiten, damit der 
Artikel 20 Abs. 2 des Grundgesetzes endlich erfüllt 
wird: "AUe Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie 
wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen ... 
ausgeübt:' 

Im Januar 1987 haben die Bürgerinnen und 
Bürger der Bundesrepublik die Wahl: 

Entweder: , 
Sie erteilen ei~en Blarrkoscheck für: 
• Aushöhlung demokratischer Rechte; 
• Industriewachstum und Umweltzerstörung; 
• Arbeitslosigkeit und Sozialabbau; 
• Rüstungs- und Kriegsgefahr; 
• Ausbeutung und Intervention in der Dritten Welt. 

Oder: 
Sie ermutigen die Kräfte, die dem Kurs der Zerstö­
rung entschlossen entgegentreten. Diese Kräfte 
haben sich als Ökologie- und Friedensbewegung in 
den Regionen und überregional verankert und sich 
mit anderen Emanzipationsbewegungen wie der 
der Frauen, der Dritte-Welt-Gruppen, der freiheitli­
chen Sozialisten, der progressiven Christen, der 
oppositionellen Bauern und der alternativen Ge­
werkschafter vereinigt. Mit den GRüNEN haben 
sie eine politische Partei neuen Typs geschaffen, die 
den Grundprinzipien 

• ökologisch 

• sozial 
• basisdemokratisch und 

• gewaltfrei 
folgt. 

Es ist das Ziel der GRüNEN, eine neue gesell­
schaftliche Entwicklung einzuleiten. Dafür setzen 
wir uns mit außerparlamentarischen und parlamen­
tarischen Mitteln ein. 
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Präambel 

Demokratie zielt nach Aufassung der GRüNEN 
darauf ab, Herrchaft abzubauen und jedem Men­
schenein Höchstmaß an Selbstbestimmung und 
Selbstverwirklichung zu ermöglichen. 

Weder eine obrigkeitsstaatliche Verwaltung von 
BürgerlinnencInteressen noch eine Parteien-, Vor­
stands- und Interessenverbands-Demokratie, wie 
sie derzeit bestehen, werden diesem Demokratie­
verständnis gerecht. 

Demokratie braucht Freiheitsrechte, die nicht 
von oben gewährt werden können, sondern die ge­
gen alle Bevormundung durch Staatsautorität und 
gesellschaftliche Machtgruppen aus Wirtschafts­
und Finanzkreisen ständig neu erkämpft werden 
mussen. 

Um formale demokratische Rechte auch wahr­
nehmen zu können, bedürfen die Menschen ausrei­
chender materieller Voraussetzungen. Soziale 
Grundrechte wie z.B. das Recht auf Arbeit sind un­
verzichtbar. 

Demokratie bedeutet, Entscheidungen zu dezen­
tralisieren, Ländern und Gemeinden möglichst viele 
Kompetenzen zu gewähren und Vielfalt zu ermögli­
chen. 

Demokratie braucht Öffentlichkeit als unver­
zichtbare Voraussetzung. DIE GRüNEN lehnen 
jede staatliche Geheimhaltungspolitik, die nicht mit 
dem berechtigten Schutz der Personendaten von 
Bürger/innen verwechselt weden darf, ab. 

Demokratie bedarf der direkten Beteiligung der 
Bürgerlinnen durch Bürgerbegehren und Volksent­
scheide in Gemeinden, Ländern und nicht zuletzt 
auf Bundesebene. Dazu brauchen wir ein Bundesab­
stimmungsgesetz. 

entscheid 

Seit Beginn dieser Republik ist die Bevölkerung 
von allen wichtigen Entscheidungen ausgeschlos­
sen, Wiederbewaffnung und NATO-Beitritt, Atom­
bewaffnung und Notstandsgesetze, Nachrüstung 
und Atomkraftwerke wurden von den Regierungen 
gegen den Protest und oft hinter dem Rücken der 
Bevölkerung durchgesetzt. 

Die Macht liegt nicht in den Händen des Souve­
räns, der Bevölkerung, sondern bei jenen einflußrei­
chen Gesellschaftsgruppen und Parteien, die auf der 
Seite der wirtschaftlichen und militärischen Interes­
sen standen und noch heute stehen. 

Das Volk protestiert - die Regierung 
entscheidet! Ist das Demokratie? 

Wie lange noch sollen Politiker (Männer vor 
allem) die Möglichkeit haben, über die Existenz 
oder Nicht-Existenz unserer Zivilisation zu ent­
scheiden? Die parlamentarisch-repräsentative 
Demokratie braucht eine Ergänzung durch direkte 
Demokratie. Wir wollen Volksbegehren zum Volks­
entscheid, um in einzelnen grundlegenden Sachent­
scheidungen des gesellschaftlichen Lebens direkt 
und in verbindlicher Form die Bevölkerung selbst 
entscheiden zu lassen. 

"Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird 
vom Volke durch Wahlen und Abstimmun­
gen ... ausgeübt~' So sieht es das Grundgesetz in 
Artikel 20 Abs. 2.vor. 

Die Regelungen für Volksentscheid in unseren 
Landesverfassungen reichen nicht aus. Denn immer, 
wenn wirklich wichtige Themen Gegenstand von 
Plebisziten werden sollen (z.B. Startbahn West, 
Rüstung, WAA), wurden diese zur Bundesangele­
genheit erklärt und so dem Zugriff der Bevölkerung 
entzogen. Zudem sind die Regelungen der Länder 
höchst undemokratisch. 

Deshalb fordern wir ein Bundesabstimmungs­
gesetz, in dem festgelegt ist: 
• daß Volksentscheide nicht "von oben" (Regie­
rung/Parlament) inszeniert, sondern ausschließlich 
durch Volksbegehren, also über freie fnitiativen aus 
der Bevölkerung angestrebt werden können; . 
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WIR MACHEN ,DEN ERSTEN SCHR,llT 

In diesem Land, so wird von den wechselnden 
Verwaltern der Bonner Macht un€rschütterlich wie­
derholt, leben wir im Frieden. Auf den ersten Blick 
erscheint das einleuchtend, nur - wahr ist es nicht. 

Schon eine kurze Betrachtung der Bundesrepu­
blik zeigt uns das wahre Bild des Landes: Es ist auf 
den Krieg vorbereitet wie nie zuvor! Wir leben auf 
dem Pulverfaß: Nirgendwo auf der Welt lagern so 
viele Atomwaffen auf so engem Raum. Tiefflugge­
biet reiht sich an Waffenlager, an Kaserne, Schieß­
platz, Manövergebiet, militärischer Sperrzone, 
Rüstungskonzerne. Sieht so der Frieden aus? 

Millionen Menschen werden täglich mit der un­
friedlichen Seite dieses "Friedens" konfrontiert. 
Umgesiedelte Dörfer, militärischer Landraub, Bun­
kerbau in den Städten, aufgeblähter Rüstungshaus­
halt, verschwendete Rohstoffe. Und die Folgen die­
ser Politik spünm wir aUe: weruger Freiheit des Ein­
zelnen, weniger Bürgerrechte - mehr Überwa­
chungsstaat, mehr soziales Elend. 

Die Gefährlichkeit dieser Politik wurde über­
deutlich, als auch noch die neuen Mittelstreckenra­
keten stationiert werden sollten. Dadurch wurde 
erst vielen Menschen der Ernst der Lage klar. Mil­
lionenfacher Protest zeigte, daß der vielbeschwo­
rene "Konsens in der Sicherheitspolitik" rissig ge­
worden ist. 

Jetzt gilt es, die Risse zu vertiefen, bis ein wirkli­
cher Bruch mit dieser Politik erreicht werden kann. 

bekämpfen 

Soviele Menschen wie nie zuvor wenden sich 
gegen eine Un-Sicherheitspolitik, die unter Beru­
fung auf "militärisches Gleichgewicht" oder sogar 
im Streben nach Überlegenheit eine schrankenlose 
Aufrüstung betreibt und den Krieg in Europa wie­
der führ bar und gewinnbar machen will. 

Die USA versuchen derzeit, militärische Überle­
genheit über die Sowjetunion zu ereichen. Ihr Ziel 
ist es, die Sowjetunion militärisch soweit unter 
Druck setzen zu können, daß sie bei US-Eingreif­
Operationen in der Dritten Welt stillhält. Dies ge­
schieht vor allem von Europa aus, z.B. durch die 

Stationierung von Pershing H, Cruise Missiles und 
die Einführung der neuen Militärdoktrin "AirLand 
Battle~ Damit wird gleichzeitig der Versuch unter­
nommen, das Kriegsrisiko auf Europa abzuwälzen. 

Die forcierte Aufrüstung richtet sich hauptsäch­
lich gegen Unabhängigkeitsbestrebungen in der 
Dritten Welt. Die Völker dort soll.en, wenn notwen­
dig, mit militiirischen Mitteln in das herrschende 
Wirtschaftssystem gezwungen werden. 

Die Sowjetunion, aus Gründen ihrer inneren 
Militarisierung ebenso in der Rüstungsdynamik be­
fangen, strebt nach vermeintlichen Gleichgewichten 
und will sich für RüstungskontroliverhandJungen 
möglichst starke Positionen sichern. Die sowje­
tische Aufrüstung mit SS-20 und mit den neuen 
Kurzstreckenraketen SS-21, 22, 23, die von der So­
wjetunion als Antwort auf die westliche Stationie­
rW1g ausgegeben wird, hat dies deutlich gezeigt. 
Auch &e Sowjetunion betreibt Macht, und Droh­
politik. Ihre Intervention in Afghanistan ist ein 
deutliches Beispiel dafür. 

Die Bundesrepublik treibt die Militarisierung 
der NATO-Außenpolitik aktiv mit voran. Auch die 
"Europäisierung der Sicherheitspolitik': wie sie der­
zeit sowohl im konservativen als auch im sozialde­
mokratischen Spektrum vorgeschlagen wird, kann 
nur zu einer Stärkung der europäischen Säule der 
NATO und damit der NATO insgesamt führen. 
Längerfristig besteht sogar die Gefahr, daß eine ato­
mar bewaffnete Supermacht Westeuropa entsteht. 
Dies kann von den GRüNEN und anderen frie­
denspolitisch engagierten Kräften nur abgelehnt 
werden. 

Wir wollen, daß die Bundesrepublik sich der 
militarisierten Außenpolitik von NATO und der 
USA entzieht und aus der NATO austritt. Dazu ist 
es notwendig, mit einseitigen Abrüstungsschritten 
hier und jetzt zu beginnen. Wir haben uns lange ge­
nug von den Verhandlungen in Genf und anderswo 
vertrösten lassen, lange genug gehofft, man könne 
die Betreiber des Wettrüstens mit seiner Beendi­
gung bealiftragen. Solange es in beiden Machtblök­
ken als machtpolitische Niederlage gilt, als erster 
mit der Abrüstung zu beginnen, ist ein Ende des 
Wettrüstens nicht in Sicht. 

Die Friedensbewegung und mit ihr DIE 
GRÜNEN dürfen es sich nicht zum Anliegen 
machen, alternative Militärmodelle zu entwerfen, 
da die Gefahr besteht, daß diese wieder arbeitsteilig 
in die NATO-Strategie integriert werden und zu 



einer konventionellen Aufrüstung führen. Militä­
rische Defensivverteidigung macht keinen Sinn, 
weil sie immer auf die Anwendung von Waffenge­
walt ausgerichtet ist und jedes Waffensystem immer 
auch offensiv eingesetzt werden kann. 

DIE GRüNEN befürworten demgegenüber das 
Konzept der sozialen Verteidigung, das jede militä­
rische Option ausschließt. Es ist an der Zeit, von 
der Abrüstung nicht nur zu reden, sondern mit ihr 
zu beginnen - in beiden Blöcken. Wir müssen vor 
der eigenen Haustür anfangen! 

Abrüstun ernst nehmen ­
.etzt anfan en! 

Ein einseitiger, bedingungsloser Verzicht der 
BundesrepubJik auf neue Waffengenerationen und 
einseitiger Abbau bestehender Rüstungspotentiale 
kann einen Einstieg in eine mehrseitige Abrü­
stungsdynamik bewirken. Die Bundesrepublik kann 
und muß solche ersten Abrüstungsschritte durch­
führen, 
• weil die bei uns angehäuften Waffenpotentiale im 
Falle eines Krieges ohnehin aJl das zerstören wür­
den, was verteidigt werden soll; 
• weil einseitige Abrüstung die konsequenteste 
Politik gegen den offensiven Kurs der NATO ist. Sie 
reduziert die Mittel zur Führung von Kriegen und 
durchkreuzt damit Kriegführungsoptionen. 
.' weil einseitige Abrüstungsschritte und eine kon­
sequente Politik militärischer Nichtbedrohung und 
idologischer Abrüstung die wirksamsten vertrau­
ensbildenden Maßnahmen sind. 

Entscheidende Elemente einer Strategie einseiti­
ger Abrüstungsschritte sind für uns: 

1. Sofortiger und bedingungsloser Abbau und 
Abzug von Pershing 11 und Cruise Missiles 

Diese Raketen sind die Speerspitze der neuen 
US-Kriegsführungsstrategie und müssen daher 
ohne neue Verhandlungen innerhalb der NATO 
oder zwischen USA und UdSSR abgezogen werden. 
Dies bedeutet die Aufkündigung des Stationie­
rungsbeschlusses. 

2. Reale Kürzung des Rüstungshaushaltes 
DIE GRüNEN sind grundsätzlich für die Strei­

chung sämtlicher Rüstungsausgaben. Ein erster 

Schritt auf diesem Weg ist die Verhinderung iegli­
eher weiteren Aufrüstung, d.h., daß die"verteidi­
gungsinvestiven Ausgaben'; das sind 35 Prozent des 
Rüstungshaushaltes, gestrichen werden müssen. 
Damit würden Waffenbeschaffung, Forschung, 
land beschaffung, Neu- und Ausbau militärischer 
Anlagen gestoppt. Das bedeutet weiterhin eine dra­
stische Reduzierung des Personalbestandes der 
Bundeswehr sowie die drastische Reduzierung der 
Mittel für Manöver und sonstige Übungen. Die 
reale Kürzung muß sich auch auf aUe verdeckten 
Rüstungsausgaben im Bundeshaushalt erstrecken. 

3. Kündigung der Wartime Host Nation 
Support-Abkommens (WHNSP mit den USA 
und Großbritannien 

Dieses Truppenstatioruerungs-Abkommen über 
Unterstützung durch den Aufnahmestaat in Krise 
oder Krieg client den USA zur Verbesserung ihrer 
Kriegsführungsfähigkeit auf dem europäischen 
Kriegsschauplatz und ermöglicht der Bundesrepu­
blik, aggressive Einsätze "Schneller Eingreiftrup­
pen" der USA in der Dritten Welt zu unterstützen. 
Dies wäre eine verfassungswidrige Beteiligung der 
Bundesrepublik an der Vorbereitung und Führung 
eines Angriffskrieges. Der Einsatz Schneller Ein­
greiftruppen wäre aber auch eine der gefährlichsten 
möglichen Ursachen für einen Atomkrieg in Europa 
("horizontalen Eskalation,,}.Auch das entsprechen­
de Abkommen mit Großbritannien muß gekündigt 
werden. 

Ohne diese drei Punkte ist eine friedenspoli­
tische Wende, die diesen Namen und die Unterstüt­
zung der GRÜNEN verdient, nicht denkbar. Sie 
können unabhängig von neuen Verhandlungen mit 
den anderen NATO-Staaten oder der Sowjetunion 
vollzogen werden. 

Weitere notwendige Bestandteile einer Strategie 
einseitiger Abrüstung sind: 

1) Warlime ,Host Nation 
SUPPOrl (WHNS) 
"Abkommen zwischen 
der Regierung der BRD 
und der Regierung der 
Vereinigten Staaten von 
Amerika über die Un­
terstützung durch den 
Aufnahmestaat in Krise 
oder Krieg" unterzeich­
net am 15.04.86. Das 
Abkommen verpflichtet 
die BRD gegenüber der 
USA "im Falle einer 
Krise oder eines Krie­
ges" zivile und militä­
rische "Unterstützungs­
leistungen" zu erbrin­
gen (z.B. Sicherung von 
US-Herreseinrichtun­
gen, Tran:,-porl von Per­
sonen, Material lind 
Munition ete.) lind 
dazu rund 90.000 Re­
servisten bereitzustel­
len. Die USA erklären 
sich bereit, im Krisen­
oder Kn'egsfall ihre 
Streitkräfte in der BRD 
innerhalb von zehn 
Tagen um sechs weitere 
Divisionen und dazu· 
gehörige fliegende Staf­
feln zu verstärken. 




